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Antrag 

der Abgeordneten Garen Lay, Eva Bulling-Schröter, Kerstin Kassner, Dr. Dietmar 
Bartsch, Herbert Behrens, Karin Binder, Heidrun Biuhm, Roiand Ciaus, Sabine 
Leidig, Raiph Lenkert, Michaei Leutert, Dr. Gesine Lötzsch, Thomas Lutze, 

Dr. Kirsten Tackmann, Hubertus Zdebei und der Fraktion DIE LINKE. 


Energienetze zurück in die öffentiiche Hand - Rechtssicherheit bei der 
Rekommunalisierung schaffen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Städte und Gemeinden, die ihre Elektrizitäts- und Gasnetze wieder selbst betreiben 
wollen, werden derzeit durch mehrdeutige Formulierungen im Gesetz über die Elekt- 
rizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) einem unnötigen 
Prozessrisiko ausgesetzt. Dies stellt nicht nur einen Eingriff in die grandgesetzlich 
geschützte kommunale Selbstverwaltungsgarantie dar, sondern gefährdet auch die 
Umsetzung der Ziele der Energiewende. Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD für die laufende Wahlperiode enthält zwar auf Seite 59 die Ankündigung: 
„Wir werden das Bewertungsverfahren bei Neuvergabe (z. B. bei der Rekommuna- 
lisierang) der Verteilernetze eindeutig und rechtssicher regeln sowie die Rechtssi- 
cherheit im Netzübergang verbessern“, passiert ist diesbezüglich jedoch bisher 
nichts. 

Die Vergabe der Stromnetzkonzessionen ist hinsichtlich der kommunalen Einfluss- 
möglichkeiten auf die lokale und regionale Energieversorgung eine wichtige Rich- 
tungsentscheidung. Gemeinden, die eine Netzgesellschaft allein betreiben oder an 
dieser mehrheitlich beteiligt sind, können ihre Klimaschutz- und energiewirtschaft- 
lichen Interessen besser umsetzen, als wenn sie lediglich die Konzession für zwanzig 
Jahre an einen externen Netzbetreiber vergeben. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

einen Gesetzentwurf vorzulegen, der im Energiewirtschaftsgesetz Konkretisierun- 
gen vomimmt: 

1. Direktvergaben ohne Auswahlverfahren (In-Hause-Vergaben) sind unter Be- 
rücksichtigung der europarechtlichen Vorgaben zulässig. 

2. Wird ein Konzessionsvergabeverfahren durchgeführt, trifft die Gemeinde die 
Entscheidung über den Gas- und Stromkonzessionspartner grundsätzlich eigen- 
verantwortlich auf der Basis sachlich nachvollziehbarer Gründe. Hierzu zählt 
insbesondere das Interesse an verstärkten Steuerangsmöglichkeiten durch die 



Drucksache 18/4323 


- 2 - 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


Kommune. Bei der Vergabe von Konzessionen müssen auch gemeindliche Be- 
lange berücksichtigen werden können. 


Berlin, den 17. März 2015 


Dr. Gregor Gysi und Fraktion 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die Rekommunalisierang von Energienetzen hat viele Vorteile: Sie erleichtert die Umsetzung örtlicher inte- 
grierter Klimaschutzkonzepte und steigert die örtlichen und regionalen Wertschöpfungspotenziale. 

Von Versorgungsnetzen in kommunaler Hand würden auch insbesondere der dringend notwendige Ausbau von 
Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung (KWK-Anlagen) und ihr systemdienlicher Einsatz profitieren. Denn die 
Verbindung von Strom- und Wärmemarkt wird auch auf kommunaler Ebene ein zentrales Element des künfti- 
gen Stromsystems. Zudem wird das Verteilnetz zunehmend Träger moderner Kommunikation zur Steuerung 
von Erzeugungsanlagen und Nachfrage (Smart Grids). Ferner ist damit zu rechnen, dass im nächsten Jahrzehnt 
auch Power-to-Gas-Anlagen Bestandteil des Energiesystems sind. Dort, wo die Netze in einer Hand liegen, 
werden folglich erhebliche Synergien eintreten. Diese werden sich für die Energiewende wie für die Wirt- 
schaftlichkeit von Klimaschutzmaßnahmen gleichermaßen auszahlen. 

Um den Kommunen rechtssichere Rahmenbedingungen für Rekommunalisierungen zu geben, sind gesetzliche 
Klarstellungen erforderlich, die sicherstellen, dass die Disposition über die Neuvergabe einer Konzession bei 
der Kommune liegt. Diese Dispositionsbefugnis ist Ausfluss der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie und 
darf nicht ohne weiteres durch ein Gesetz und erst recht nicht durch einen bloßen Leitfaden wie den Gemein- 
samen Leitfaden von Bundeskartellamt und Bundesnetzagentur zur Vergabe von Strom- und Gaskonzessionen 
und zum Wechsel des Konzessionsnehmers eingeschränkt werden. 

Die Auswirkungen der bestehenden rechtlichen Unsicherheiten für Rekommunalisierungen werden an folgen- 
den Beispielen deutlich. Zu den infolge der bestehenden Rechtslage gescheiterten Rekommunalisierungen ge- 
hören z. B. das Vorhaben der schleswig-holsteinischen Gemeinde Heiligenhafen, die den Betrieb ihres Strom- 
netzes durch einen Eigenbetrieb von der Schleswig-Holstein Netz AG übernehmen wollte, an der u. a. der 
Energiekonzem Eon beteiligt ist. Gleiches gilt z. B. für ein gemeinsames Rekommunalisierungsvorhaben von 
36 schleswig-holsteinischen Gemeinden der Ämter Sandesneben-Nusse und Berkenthin, für das gemeinsame 
Rekommunalisierungsvorhaben der bayerischen Gemeinden Gauting, Krailing und Planeg, die Gemeinden 
Bunde und Ostrhauderfehn im niedersächsischen Landkreis Leer sowie die nordrhein-westfalischen Gemein- 
den Meschede, Bestwig und Olsberg. In anderen Fällen ist es wegen Rechtsstreitigkeiten zu Verzögerungen 
gekommen. Die baden-württembergische Gemeinde Titisee-Neustadt lässt die gegenwärtige Praxis von Bun- 
deskartellamt und Bundesnetzagentur nunmehr durch das Bundesverfassungsgericht überprüfen. 


B. Einzelbegründung 


Zu Nummer 1: 

Mit der Forderung zu 1 soll klargestellt werden, dass § 46 EnWG eine privilegierte In-House-Vergabe nicht 
ausschließt. Ein Ausschluss des In-House-Privilegs im Rahmen von Konzessionsverfahren nach § 46 Abs. 3 
EnWG würde im Widerspruch zu den Wertungen des europäischen Vergaberechts stehen, wonach Dienstleis- 
tungskonzessionen gern. Art. 17 Vergabekoordinierungsrichtlinie (RL 2004/1 8/EG) vom Anwendungsbereich 
des strengen Vergaberechts ausgeschlossen sind. 
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Zu Nummer 2: 

Mit der Forderung zu 2 soll klargestellt werden, dass die Kommunen im Rahmen der Daseinsvorsorge in Aus- 
übung ihres Rechts auf kommunale Selbstverwaltung auch andere gemeindliche Ziele berücksichtigen können. 
Im Rahmen der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes im Jahr 2011 wurde in § 46 Absatz 3 EnWG ein 
Verweis auf § 1 EnWG neu eingefügt. Dies hat in der Praxis zu Rechtsunsicherheiten geführt. Infolge dieser 
Rechtsunsicherheiten verneinen einzelne Gerichte eine Berücksichtigung gemeindlicher Ziele, die über die in 
§ 1 EnWG genannten Ziele, nämlich „. . . eine möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherffeundliche, effizi- 
ente und umweltverträgliche leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität und Gas, die 
zunehmend auf emeuerbaren Energien beraht.“ hinausgehen. Die bisherige Regelung in § 46 Absatz 3 EnWG 
bedarf daher einer rechtlichen Klarstellung, um das Recht der kommunalen Selbstverwaltung zu stärken. 
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